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147 Gespräch mit Bundesfinanzminister
Eichel: Finanzämter jährlich durch
630-DM-Gesetz belastet

Die ständige Mehrarbeit in den Finanzämtern war ein Schwer-
punkt bei einem Meinungsaustausch zwischen Bundesfinanz-
minister Hans Eichel und der DSTG-Spitze. Der Vorsitzende
Dieter Ondracek nannte als gravierendste Beispiele die rück-
wirkende Anpassung der Kinderfreibeträge und die Freistel-
lungsbescheinigungen bei dem 630-DM-Gesetz.

153 DSTG setzt Anträge auf
DBB-Gewerkschaftstag durch

Das Berufsbeamtentum und die Tarifautonomie sollen als
gleichwertige und gleichgewichtige Säulen des öffentlichen
Dienstes erhalten bleiben. Dieser Beschluss und andere wich-
tige Entscheidungen wurden in Berlin getroffen. Insbesondere
das Berufsbeamtentum wird mit Hinweisen auf Harmonisie-
rung in der EU oft angefeindet. Der DBB beschloss auch eine
Organisationsreform.

150 Besoldungsgesetz 1999 endlich
verabschiedet

Das Besoldungsgesetz 1999 hat endlich alle parlamentari-
schen Hürden genommen, nachdem es über einige Besol-
dungsgruppen heftiges Tauziehen gegeben hat.
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Liebe Kolleginnen
und Kollegen!
Bundesfinanzminister Hans Eichel ist ein ruhi-
ger, aufmerksam zuhörender und fleiûiger
Mann. Diesen Eindruck gewann die Bundeslei-
tung bei einem gemeinsamen Gespräch, in dem
die ganze Palette unserer Probleme, Wünsche
und Forderungen angesprochen wurde. Mit
Nachdruck haben wir verdeutlicht, dass die
Steuerverwaltung keinerlei Mehrarbeit verkraf-
ten kann. Alles, was an Mehrarbeit beschlossen
werden sollte, führt wegen der Überlastung zu
Ausfällen und Lücken in einem anderen Bereich.

Bei der Verteidigung seines Sparpakets blieb
Hans Eichel aber auch stur. Die Deckelung der
Beamtengehälter auf die Inflationsrate müsse
sein, weil der Rentenanstieg begrenzt werde und
demzufolge auch der Pensionsanstieg begrenzt
werden müsse, was aber systemgerecht nur ge-
he, wenn auch die Aktivbezüge auf den Infla-
tionsausgleich begrenzt werden. Von dieser
Position war er nicht abzubringen.

Eichel kommen glückliche Umstände entgegen:
die Steuereinnahmen steigen; 10 Milliarden
mehr als ursprünglich geschätzt. Dies ist auch
das Verdienst der Kolleginnen und Kollegen der
Steuerverwaltung.

Zur Verdeutlichung:
Mehrergebnis Betriebs-
prüfung 1998: 22 217 Mio. DM
Mehrergebnis Steuer-
fahndung 1998: 2 241 Mio. DM
Mehrergebnis Umsatzsteuer-
sonderprüfung 1998: 3 100 Mio. DM
Mehrergebnis Lohnsteuer-
auûenprüfung 1998: 1 400 Mio. DM
zusammen 28 958 Mio. DM

Das Engagement und die Leistung der Kollegin-
nen und Kollegen sollte daher anerkannt und
belohnt, nicht aber durch Deckelung des Besol-
dungsanstiegs bestraft werden. Darüber sollte
der Bundesfinanzminister nochmals nachdenken.
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E rstmals im Berliner
Gebäude des Bundes-
ministeriums der Fi-

nanzen empfing Bundes-
finanzminister Hans Eichel
die Bundesleitung der Deut-
schen Steuer-Gewerkschaft
zu einem Meinungsaus-
tausch über aktuelle steuer-
politische Themen.

DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek wies auf die Mehrarbeit
durch die Umsetzung des
630-DM-Gesetzes hin. Er
führte aus, daû diese Mehr-
arbeit für die Finanzverwal-
tung keine einmalige Ange-
legenheit sei, sondern jedes
Jahr, wenn quantitativ auch
nicht in dem vollem Umfang
des ersten Jahres, wieder-
kehre. Es wäre sinnvoller
gewesen, dem DSTG-Vor-
schlag zu folgen, die pau-
schalierte Steuer um 10%
zu erhöhen und diesen An-
teil an die Rentenversiche-
rungsträger abzuführen.

Einigkeit bestand mit Bun-
desfinanzminister Eichel dar-
über, daû die Neuregelung
der ¹630-DM-Jobsª Unge-
reimtheiten und Ungerech-
tigkeiten aufweist. Seitens
des BMF wurde erläutert,
dass man bei geeigneter Ge-
legenheit eine Novellierung
des 630-DM-Gesetzes ange-
hen werde. Allerdings wur-
de auch darauf hingewie-
sen, daû die seinerzeitige
Verantwortlichkeit für das
630-DM-Gesetz nicht beim
BMF, sondern beim Bundes-
minister für Arbeit und So-
zialordnung lag.

Zu der durch das Steuerbe-
reinigungsgesetz erfolgten
Novellierung des Übungs-
leiterfreibetrages wies der
Bundesvorsitzende auf neue
Probleme hin. Zum einen
sei der neu eingeführte
¹Betreuerbegriffª problema-

tisch, weil er schwer einzu-
grenzen ist. Zum anderen
handele es sich bei der
von 2 400 DM auf 3 600 DM
erhöhten Pauschale dem
Grunde nach ± nach wie
vor ± um steuerfreien Ar-
beitslohn mit entsprechen-
den, durch die Erhöhung
verstärkten, verfassungs-
rechtlichen Problemen.

Familienleistungs-
ausgleich

Eichel teilte die Auffassung,
dass die Novellierung des
Familienleistungsausgleichs
nicht in die gewünschte
Richtung laufe, da die Er-
höhung des Kindergeldes
um 20 DM kein hinreichen-
der Ausgleich für die Erhö-
hung durch den Kinderbe-
treuungsfreibetrag sei. Die
Schere klaffe weiter ausein-
ander.

Einigkeit bestand auch dar-
über, daû die Abschaffung
des Ehegattensplittings nicht
zu befürworten sei und aus-
serdem auch nicht die not-
wendigen finanziellen Mit-
tel schaffe, um einen deut-
licheren Familienleistungs-
ausgleich zu ermöglichen.
Insbesondere wegen der be-
absichtigten Absenkung des
Steuersatzes verliere das
Ehegattensplitting an Be-
deutung.

Der Bundesvorsitzende wies
darauf hin, daû durch die
rückwirkende Anpassung
der Kinderfreibeträge eine
enorme Mehrarbeit auf die
Finanzverwaltung zukom-
me. Nach vorsichtigen Schät-
zungen werde die Finanz-
verwaltung durch die Abar-
beitung mindestens ein hal-
bes Jahr lahmgelegt wer-
den. Zudem könnten viele
Fälle nicht mehr rückwir-
kend abgewickelt werden,

weil entsprechende Daten
nicht mehr vorhanden seien
oder sich verändert hätten.
Beispielsweise sei oftmals
nicht mehr die Adresse vor-
handen, bestehe korrekt
oder Eheleute seien inzwi-
schen geschieden. Er bat
den Bundesfinanzminister
eindringlich darum, eine für
die Finanzverwaltung prak-
tikable Lösung anzubieten.

Unternehmen-
steuerreform

DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek führte aus, daû die
Neuregelungen zur Kör-
perschaftsteuer akzeptabel
seien, aber das Umklappen
auf Personengesellschaften
schwierig sei und insgesamt
mehr Arbeit bringe, als die
mögliche Entlastung durch
die Unternehmensteuerre-
form und die Reforma-
tion des Körperschaftsteuer-
rechts.

Seitens des BMF wurde zu-
gestanden, daû die kom-
plette Umklappung auf Per-
sonengesellschaften ein ehr-
geiziges Modell und sicher-
lich mit Problemen behaftet
sei. Es würde weiterhin nach
massiven Vereinfachungs-
möglichkeiten gesucht und
gleichzeitig werde gleich-
rangig ein einfacheres
Modell (¹Verrechnungsmo-
dellª) geprüft.

Einigkeit bestand zwischen
Eichel und der DSTG, daû
bei der Unternehmensteuer-
reform auf Einfachheit und
Vermittelbarkeit geachtet
werden müsse. Der Bun-
desfinanzminister sagte dem
DSTG-Bundesvorsitzenden
zu, ihn zukünftig in die für
steuerrechtliche Fragestel-

Finanzämter jährlich durch 630-DM-Gesetz belastet

DSTG-Gespräch mit
Bundesfinanzminister
Hans Eichel

Frohe
Weihnachten
und ein
glückliches
neues Jahr
wünscht allen Kolleginnen
und Kollegen
die DSTG-Bundesleitung

Die nächste Ausgabe
erscheint als Doppelnummer
Anfang Februar 2000

Die DSTG-Bundesleitung im Gespräch mit Bundesfinanz-
minister Hans Eichel, v. l. n. r.: Regierungsdirektor

Ralph Hoffmann, Parlamentarischer Staatssekretär Professor
Dr. Heribert Zitzelsberger, Bundesfinanzminister Hans

Eichel, die stellvertretenden Bundesvorsitzenden Manfred
Lehmann, Joachim Rothe und Helmut Overbeck, Bundes-
geschäftsführer Rafael Zender und Bundesvorsitzender

Dieter Ondracek.
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lungen gebildete Kommis-
sionen zu berufen.

Einheitsbewertung
Grundvermögen

Seitens der DSTG wurde
darauf hingewiesen, daû die
Werte nur noch bis Ende
2001 gewartet werden, und
ab 2001 neue Vorschläge
umgesetzt werden müûten.
Die hierzu eingesetzte Kom-
mission habe einen Vor-
schlag für das Frühjahr 2001
angekündigt. DSTG-Chef
Dieter Ondracek bat aber,
unbedingt darauf zu achten,
daû ein neues Modell recht-
zeitig zur Verfügung stehe,
bevor durch Fristverlänge-
rungen Personalprobleme in
der Finanzverwaltung auf-
tauchen würden. Denn die
Personalplanung sei darauf
ausgerichtet, dass die Fi-
nanzverwaltung ab dem
Jahre 2002 von entspre-
chenden Aufgaben freige-
stellt sei.

Vermögensteuer/
Vermögensabgabe

Eichel äuûerte, daû weder
die Vermögensteuer reakti-
viert, noch eine Vermögens-
abgabe realisiert werden
solle. Beide Varianten seien
verfassungsrechtlich proble-
matisch. Auûerdem sei er
aus Vereinfachungsgründen
gegen die Einführung neuer
Steuern, sagte Eichel.

Besteuerung von
Lebensversicherungen

Kontrovers wurde die im
Steuerbereinigungsgesetz
vorgesehene Besteuerung
von Lebensversicherungen
diskutiert. Seitens der DSTG
wurde auf die Miûbrauchs-
möglichkeiten hingewiesen.
Insbesondere könne die Be-
steuerung dadurch umgan-
gen werden, daû die Le-
bensversicherung von den
Lebensversicherungsgesell-
schaften kurz vor Fälligkeit
auf eine ausländische Toch-
tergesellschaft übertragen
wird.

Das BMF räumte ein, daû
Raum für Manipulationen

vorhanden sei, man wolle
dies jedoch auf sich zukom-
men lassen.

Ersatzlose Rücknahme
des § 50a Abs. 7 EStG

Die DSTG sprach sich gegen
eine ersatzlose Rücknahme
des § 50a Abs. 7 EStG aus.
Eingeräumt wurde, daû zwar
ein Teil der Unternehmen
unnötigerweise betroffen
sei, dies dürfe jedoch nicht
zu einer vollständigen Auf-
hebung führen, sondern zu
einer zielgenaueren Ausge-
staltung. So fordere auch die
Bauwirtschaft eine Beibe-
haltung des Grundgedan-
kens des § 50a Abs. 7 EStG.

Eichel wies darauf hin, daû
die Regelung zu sehr star-
kem ¾rger mit den europäi-
schen Nachbarn geführt ha-
be und daher die Streichung
im Steuerbereinigungsge-
setz vorgesehen sei.

Einigkeit bestand darüber,
daû ein institutionalisierter
internationaler Informations-
austausch wünschenswert
sei, wobei die DSTG zu-
sagte, diesen auch über ihre
europäische Spitzenorgani-
sation, die Union des Fi-
nanzpersonals in Europa
(UFE), zu thematisieren.

Sparpaket

Auf Nachfrage Eichels er-
klärte der DSTG-Bundes-
vorsitzende, daû die DSTG
auch öffentlich zu der Forde-
rung nach Abschaffung des
§ 30a AO stehen würde. In
der Diskussion wurde fest-
gestellt, daû auch die Ban-
ken einer Abschaffung des
§ 30a AO nicht mehr ableh-
nend gegenüber ständen.

Eichel zeigte sich an einer
Verbesserung der sachli-
chen und personellen Aus-
stattung der Betriebsprü-
fung stark interessiert. Er
regte auch eine verstärkte
Zusammenarbeit zwischen
Zoll- und Steuerverwaltung
an.

Der Minister kündigte an,
die Bundesbetriebsprüfung
zu verstärken. Den Ausfüh-
rungen und Vorschlägen

des DSTG-Bundesvorsitzen-
den zur Ausschöpfung der
vorhandenen Steuerquellen
zeigte sich der Bundes-
finanzminister gegenüber
sehr aufgeschlossen.

Begrenzung der
Besoldungserhöhung
auf die Inflationsrate

Angesprochen auf die Be-
grenzung der Besoldungser-
höhung im Jahre 2000/2001
auf die Inflationsrate äuûerte
Eichel, daû die Umsetzung
nicht mehr, wie bisher vor-

gesehen, im Haushalts-
sanierungsgesetz erfolgen
soll, sondern in einem ge-
sonderten Gesetz. Er erläu-
terte, daû die Begrenzung
der Besoldungserhöhung auf
die Inflationsrate durch die
Diskussion der Rentenbe-
grenzung auf die Inflations-
rate entstanden sei.

Eichel zeigte sich hochgra-
dig an einem weiteren Ge-
dankenaustausch mit der
DSTG interessiert und
schlug die Fortführung des
Dialogs bei aktuellem Be-
darf vor.

Die Bundesfrauenvertretung vor dem DSTG-Haus in Bonn.

DSTG-Frauen:
Kindergeld
besser regeln

Z u ihrer ersten Sit-
zung nach den Neu-
wahlen traf sich die

DSTG-Bundesfrauenvertre-
tung unter der Leitung der
Vorsitzenden Andrea Sauer-
Schnieber vom 29. bis
30. Oktober 1999 in der
DSTG-Bundesgeschäftsstel-
le in Bonn. Im Mittelpunkt
der Arbeitstagung standen
die Themen ¹Familienlei-
stungsausgleich, Flexibili-
sierung der Arbeitszeit, Vor-
bereitung des DBB-Gewerk-
schaftstages 1999 und der
Meinungsaustausch der Ver-
treterinnen der Bezirks- und
Landesverbändeª.

Die Regelungen des Fami-
lienleistungsausgleichs (erste
Stufe) entsprechen nicht den
Vorstellungen der Bundes-

frauenvertretung. Mit dem
Gesetz soll das Ziel verfolgt
werden, Kindern (unabhän-
gig vom Einkommen der El-
tern) Chancengleichheit zu
verschaffen. Dieses Ziel ist
nach Meinung der Bundes-
frauenvertretung durch die
Einführung eines Betreu-
ungsfreibetrages verfehlt.

Zur Flexibilisierung der Ar-
beitszeit hat der Bund durch
die ¾nderung der Arbeits-
zeitverordnung einen Rah-
men vorgegeben, der von
den Ländern zum Teil nicht
genutzt wird. Die Aufgabe
der Bezirks- und Landes-
frauenvertreterinnen ist, auf
die ¾nderung der Arbeits-
zeitverordnung der Länder
hinzuwirken. Die Vereinbar-
keit von Beruf und Familie
wird durch groûzügige Ar-
beitszeitregelungen deut-
lich positiv beeinfluût.

Der Bundesvorsitzende On-
dracek berichtete über aktu-
elle gewerkschaftliche The-
men.
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Z u einem Meinungs-
austausch über ak-
tuelle steuerpoliti-

sche Themen trafen DSTG-
Chef Dieter Ondracek und
DSTG-Bundesgeschäftsfüh-
rer Rafael Zender mit dem
Vorsitzenden der SPD-Bun-
destagsfraktion Dr. Peter
Struck und dem Finanzpoli-
tischen Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion, Jörg-
Otto Spiller, zusammen.

Sehr groû war das Interesse
der SPD-Gesprächspartner
an der Lage der Finanzver-
waltung im allgemeinen
und der Situation der Be-
triebsprüfung und Steuer-
fahndung im besonderen.

Dieter Ondracek gab einen
Überblick über das für die
Finanzverwaltung unzurei-
chende System der Lei-
stungsprämien, Leistungs-
zulagen und Leistungsstu-
fen; insbesondere kritisierte
er die Deckelung auf 10%
der Bediensteten.

Einigkeit bestand darüber,
dass die besonderen Lei-
stungen im Auûendienst
nicht über eine von Mehr-
einnahmen abhängige Pro-
vision honoriert werden dür-
fe. Die Deckelung auf 10%
der Bediensteten sei je-
denfalls unzureichend und
eine Budgetregelung besser,
wenn auch nicht der ¹Kö-
nigswegª.

Der SPD-Fraktionsvorsitzen-
de hob deutlich die beson-
dere Bedeutung der Finanz-
verwaltung als Einnahme-
verwaltung hervor, die auch
personell entsprechend ihren
Aufgaben ausgestattet und
besoldet sein müsse.

Für die Bp führte der Bun-
desvorsitzende beispielswei-
se aus, es komme vor, daû
ein Betriebsprüfer in Besol-
dungsgruppe A 13 sei, wäh-
rend sein Sachgebietslei-
ter ¹nurª nach A 12 besol-
det werde. Dies liege an

der Funktionsgruppenveror-
dnung, nach der nur 65%
der Sachgebietsleiter nach
A 13 besoldet werden kön-
nen, während 35% in A 12
verbleiben. Hier fordere die
DSTG eine Anhebung auf
100% der Sachgebietsleiter
in A 13.

Für die Steuerfahnder müû-
ten andere Abgrenzungs-
merkmale gefunden wer-
den, da das Zurückgreifen
auf die Betriebsgröûenord-
nung unsachgerecht sei.

Über das 630-DM-Gesetz
und über das Personal, das
sich ausschlieûlich auf Frei-
stellungsbescheinigungen
konzentrieren muû, wurde
ebenfalls gesprochen. Dieter
Ondracek erläuterte, daû
die Mehrarbeit gerade in ei-
nem Zeitraum auflaufen
würde, in dem die Finanz-
ämter durch die periodisch
anfallenden Arbeiten ohne-
hin stark belastet seien. Der
Vorschlag der DSTG, statt
des umständlichen Verfah-
rens 10% mehr an pauscha-
lierter Steuer zu erheben

und diesen Betrag an die So-
zialversicherungsträger ab-
zuführen, fand Interesse von
Dr. Peter Struck und Jörg-
Otto Spiller, allerdings wur-
de bemerkt, daû man an
dem nunmehr bestehen-
den Gesetz wenig ändern
könne.

Einigkeit bestand darüber,
daû die Freistellungsbe-
scheinigungen weiterhin
beim Finanzamt angesiedelt
bleiben müûten.

Auf Interesse stieûen auch
die Ausführungen zur Ab-
schaffung des § 30a Abga-
benordnung.

Als problematisch sah man
übereinstimmend die Erfas-
sung von Auslandskapital-
erträgen an. Bezüglich der
Neuregelung des Stiftungs-
rechts bestand Übereinstim-
mung darüber, daû ¹Liech-
tensteiner Verhältnisseª nicht
eingeführt werden dürften
und immer ein gemeinnützi-
ger Hintergrund vorhanden
sein müsse. Allerdings soll-
ten die Formalien für die
Gründung einer Stiftung er-

leichtert werden. So müûten
unter allen Umständen Ein-
grenzungen der Abschöp-
fungsmöglichkeiten vorge-
nommen werden, also Miû-
brauchsmöglichkeiten von
vornherein ausgeschlossen
werden, so daû zum Bei-
spiel nicht der Stifter als
Geschäftsführer fungieren
könne. Einigkeit bestand
des weiteren darüber, daû
der Gemeinnützigkeitsbe-
griff der Abgabenordnung
für den Stiftungszweck zu
weit gefaût sei. Struck und
Spiller kündigten an, daû
von der SPD noch in diesem
Jahr ein Entwurf vorgelegt
werde.

Weitere Themen waren die
Erbschaftsteuer, hier insbe-
sondere die Angemessen-
heit der Bedarfsbewertung
von Grundvermögen sowie
die Erhebung der Grund-
steuern nach dem Jahr 2001.

Zum Abschluû des sehr kon-
struktiven Dialogs wurde
vereinbart, den Gedanken-
austausch in Zukunft zu in-
tensivieren.

Kontakt mit der Spitze der SPD-Fraktion

Die Finanzämter leisten sehr viel
für die Einnahmeverwaltung

v. l. n. r.: SPD-Fraktionschef Dr. Peter Struck, Bundesvorsitzender Dieter Ondracek,
Bundesgeschäftsführer Rafael Zender und Finanzpolitischer Sprecher der

SPD-Bundestagsfraktion, Jörg-Otto Spiller.
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D er DSTG-Bundes-
vorsitzende Dieter
Ondracek und der

DSTG-Landesvorsitzende
Artur Folz trafen mit dem
saarländischen Finanzmini-
ster Jacoby zu einem ersten
Gespräch zusammen. Im
Mittelpunkt stand die hohe
Arbeitsbelastung der Steu-
erverwaltung. Der Bundes-
vorsitzende wies auf die
Mehrarbeit durch das 630-
DM-Gesetz hin. Die neuen
Freistellungsanträge wer-
den im Dezember 1999 und
Januar 2000 zu bearbeiten
sein. Eine groûe Zusatzbe-
lastung ergibt sich aus der
rückwirkenden Nachbesse-
rung der Kinderfreibeträge.
Hier wies der Bundesvorsit-
zende darauf hin, daû dies
ohne Personalverstärkungs-
maûnahmen nicht machbar
sei, weil dann in den betrof-
fenen Abteilungen zwei Mo-
nate ein Arbeitsstillstand
eintreten müsse. Ondracek
bat Minister Jacoby, dieses
Thema in der nächsten
Sitzung der Länderfinanz-
ministerkonferenz zu erör-
tern. Die DSTG habe allen
Länderfinanzministern Lö-
sungsvorschläge unterbrei-
tet.

Weiter bestehe die groûe
Sorge, daû auch durch die
von der Bundesregierung
geplante Unternehmensteu-
erreform eine Zusatzbela-
stung auf die Finanzämter
zukomme. Hier sei zwin-
gend erforderlich, daû nach
Vorlage des Gesetzesent-
wurfs unmittelbar die Ar-
beitsgruppe ¹Personalbe-
darfsbemessungª zusam-
mengerufen werde, damit
diese die personellen Konse-
quenzen abschätzen kann.
Minister Jacoby und die
DSTG-Vertreter waren sich
einig, daû alles vermieden
werden müsse, der Steuer-
verwaltung zusätzliche Ar-
beiten aufzubürden.

Weiter sprach der DSTG-
Bundesvorsitzende die Be-

förderungssituation in der
Steuerverwaltung an und
wies darauf hin, daû durch
neue Beförderungsstellen die
Motivation gesteigert wer-
den könne. Dies sei derzeit
dringend notwendig.

Ein weiterer Gesprächs-
punkt war die Besteuerung
der Kapitaleinkünfte. Hier
erläuterte Ondracek die
DSTG-Position, die auf die
Abschaffung des § 30a Ab-
gabenordnung ziele, weil
nur so eine ausreichende
prophylaktische Wirkung
erzielt werden kann.

Eine in der Diskussion be-
findliche Abgeltungsteuer
werde dem Anspruch auf
Steuergerechtigkeit nicht
gerecht, weil die denkbaren
Steuersätze erheblich nied-
riger sein würden, als dies
für die übrigen Einkünfte
der Fall sei. Eine solche
Ungleichbehandlung würde
Verfassungsprobleme auf-
werfen und die Steuerver-
waltung erneut mit Einsprü-
chen belasten.

Finanzminister Jacoby zeigte
Verständnis für die Proble-
me und Sorgen der Steuer-
verwaltung seines Landes.
Er wies auch darauf hin, daû
die saarländische Steuer-
verwaltung zum Jahresende
auf das bayerische Besteue-
rungsverfahren umstelle und
auch hieraus eine Zusatzbe-
lastung in der Übergangs-
phase zu verkraften sei. Er
sagte zu, die Probleme in
der Finanzministerkonferenz
anzusprechen.

Das Gespräch fand in einer
offenen und freundlichen
Atmosphäre statt. Aus dem
Ministerium nahmen neben
dem Ressortchef teil:

der persönliche Referent
von Minister Jacoby, Hanno
Thewes, Ministerialrat Cle-
mens Salz und Steuerober-
amtsrat Wolfgang Raber.

Gespräch mit Finanzminister Peter Jacoby

DSTG: Arbeitsbelastung
darf nicht wachsen

v. l. n. r.: Dieter Ondracek, DSTG-Bundesvorsitzender,
Peter Jacoby, Finanzminister des Saarlandes und Artur Folz,

Vorsitzender des DSTG-Landesverbandes Saar.

D as Bundesbesol-
dungsanpassungs-
gesetz 1999 ist nun

endlich unter Dach und
Fach. Nachdem der Deut-
sche Bundestag das Anpas-
sungsgesetz am 7. Oktober
1999 verabschiedet hatte,
hat der Bundesrat am 5. No-
vember 1999 zugestimmt.

Danach werden im wesent-
lichen die Dienst- und Ver-
sorgungsbezüge ab 1. Juni
1999 um 2,9% angehoben.
Auûerdem wird eine Ein-
malzahlung von 300 DM
gewährt. Gegenüber dem
Tarifabschluss 1999 wur-
de die lineare Anpassung
um 0,2%-Punkte zugunsten
einer Versorgungsrücklage
gemindert.

Empfänger der Besoldungs-
ordnung B sowie der Be-
soldungsgruppen C 4 und
R 3 ± R 10 erhalten die linea-
re Anpassung erst ab Januar
2000 und keine Einmalzah-
lung.

Des weiteren ist die Fest-
schreibung der jährlichen
Sonderzuwendung auf dem
Niveau von 1993 vorgese-
hen. Für die Beamten in
Ausbildungsverhältnissen
(Anwärterbezüge) ist eine
Erhöhung der Bezüge ab
1. März 1999 um 2,9% (nur
Neufälle ab 1. Januar 1999;

keine Veränderung bei An-
wärterbezügen alter Art)
vorgesehen.

Zudem sind Schritte zur Um-
setzung der Entscheidung
des Bundesverfassungsge-
richtsurteils vom 24. Novem-
ber 1998 zum Familienzu-
schlag für dritte und weitere
Kinder vorgesehen. Aller-
dings sind für den Zeitraum
bis 1998 Nachzahlungsrege-
lungen ausschlieûlich für
Kläger und Widerspruchs-
führer vorgesehen, nicht je-
doch auch für diejenigen
Kolleginnen und Kollegen,
die nur einen Antrag gestellt
haben, der dann ruhenge-
lassen wurde. Dies ist nach
Meinung der DSTG, die im
Vorfeld eine Erstreckung
der Nachzahlungen auf alle
Fälle gefordert hatte, nicht
hinnehmbar. Die DSTG
prüft zur Zeit, ob die Nicht-
einbeziehung der ¹nur-An-
tragstellerª geprüft werden
kann.

Für 1999 und 2000 sind Son-
derregelungen vorgesehen,
die für alle gelten. So erfol-
gen Pauschalzahlungen von
200 DM brutto/monatlich für
das dritte und jedes weitere
zu berücksichtigende Kind,
mit deren Auszahlung die
Besoldungsstellen nun, nach
Verabschiedung des Geset-
zes, beginnen können.

Besoldungsgesetz 1999
endlich verabschiedet
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U nter diesem Motto,
mit dem Finanzse-
natorin Dr. Ingrid

Nümann-Seidewinkel ihre
Geburtstagsrede eröffnete,
hätte der Geburtstagsemp-
fang für die Vorsitzende des
DSTG-Landesverbandes
Hamburg, Helga Schulz,
stehen können, zu dem der
Landesverband Hamburg
aus Anlaû ihres 60. Geburts-
tags und 40-jährigen Dienst-
jubiläums am 8. November
1999 in die traditionsreiche
Bücherei der Oberfinanzdi-
rektion Hamburg eingela-
den hatte. 150 Gäste aus
allen Teilen Deutschlands
waren erschienen: die Kolle-
ginnen und Kollegen aus
dem Landesverband Ham-
burg, Mitglieder der Bun-
desleitung und des Bun-
desvorstandes, Verwandte,
Freunde und Wegbegleiter
gratulierten einer Frau, die
nicht nur ein gewerkschaft-
liches Urgestein ist, sondern
eine Persönlichkeit, die in
viele Bereiche unserer Ge-
sellschaft ausgestrahlt hat.
Einsatzstark, eloquent und
mit einem Humor ausge-
zeichnet, der politische Ar-
gumentation mit Satire ver-
bindet, kann Helga Schulz
auf eine reiche gewerk-
schaftliche und politische
Vita zurückblicken.

Durch alle Geburtstagsre-
den zog sich wie ein roter
Faden: Helga Schulz hat die
Steuerpolitik dazu genutzt,
nicht nur das ¹Steuerchaosª
in der Öffentlichkeit trans-
parent zu machen, sondern
anhand unseres Steuer-
systems auch die Schwach-
stellen einer Gesellschaft
aufzuzeigen. Als Sachbear-
beiterin und Sachgebietslei-
terin, insbesondere im Lohn-
steuerbereich, erfuhr sie
nicht nur die ¹Misereª der
Steuerverwaltung und unse-
res Steuersystems, sondern
auch die sozialen Defizite
unserer Gesellschaft. Die
enge Vernetzung zwischen
Steuerrecht und Familienla-
stenausgleich gab ihr stets
Gelegenheit, in ihrer eige-

nen Art ¹den Finger in eine
schwärende Wunde zu le-
genª.

¹Kein biûchen leiserª hat
sie ihre Kritik vorgetragen ±
nicht nur in den Gremien
der Deutschen Steuer-Ge-
werkschaft, sondern auch in
den Betrieben, in der Wirt-
schaft, in der Verwaltung
usw. Die Liste der Publika-
tionen von Helga Schulz ist
lang. Über 300 Vorträge hat
Helga Schulz zu Steuer-,
Renten- und Frauenfragen
an vielen Orten und vor un-
terschiedlichen Organisatio-
nen gehalten.

Geboren wurde Helga Schulz
am 7. November 1939 in
Bremen. 1959 ¹bauteª sie in
Minden das Abitur und be-
gann noch im selben Jahr
ihren Dienst als Finanzan-
wärterin in der Hamburger
Steuerverwaltung. Im Jahre
1962 bestand sie die Lauf-
bahnprüfung für den geho-
benen Dienst und machte
danach die ¹Karriereª einer
tüchtigen Steuerbeamtin:
heute ist sie Hauptsachge-
bietsleiterin und gestandene

¹Steueroberamtsrätinª. Im
Jahre 1986 wurde sie zur
stellvertretenden Landes-
vorsitzenden gewählt. Seit
1988 ist sie Vorsitzende des
einfluûreichen und einfluû-
starken DSTG-Landesver-
bandes Hamburg.

Helga Schulz ist als Präsi-
dentin des Deutschen Frau-
enrates ¹oberste Lobbyi-
stinª für die Rechte der
Frauen.

Ein Spiegelbild ihres facet-
tenreichen Lebens und en-
gagierten Wirkens in Gesell-
schaft und Gewerkschaft
war die Rednerliste: nach
der Begrüûung durch den
stellvertretenden Vorsitzen-
den des DSTG-Landesver-
bandes Hamburg, Michael
Thelen, beleuchtete Oberfi-
nanzpräsident Dr. Hans de
la Motte ± anhand von treff-
lichen Zitaten aus ihrer Per-
sonalakte ± den gradlinigen
dienstlichen Werdegang von
Helga Schulz. Die Parla-
mentarische Staatssekretä-
rin im Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend, Dr. Edith

Niehuis, würdigte die ¹Frau-
enrechtlerinª Helga Schulz.
Die Finanzsenatorin Dr. In-
grid Nümann-Seidewinkel
verwies auf ihr steuerpoliti-
sches und sozialpolitisches
Engagement. Kollege Gun-
ter Ammann, der sie viele
Jahre beruflich begleitet
hatte, zeichnete das Bild ei-
ner hilfsbereiten Kollegin,
die ihre ausgeprägte soziale
Kompetenz auch in ihren
Berufsalltag hineinbringt.

Die ¹Gewerkschafterinª Hel-
ga Schulz beleuchteten
DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek, die Vorsitzende der
DBB-Bundesfrauenvertre-
tung Helene Wildfeuer so-
wie der Vorsitzende des
DBB-Landesbundes Ham-
burg, Valentin Schiedeck.
Insbesondere aus den Reden
der ¹Gewerkschaftlerª wur-
de die erfolgreiche berufs-
politische Strategie von Hel-
ga Schulz deutlich. Stark in
der Argumentation, hart-
näckig in der Durchsetzung,
freundlich und witzig im
Umgang mit dem politi-
schen Partner. So schuf
sie ein ¹Milieuª, in dem
Gewerkschaftsarbeit beson-
ders erfolgreich betrieben
werden kann. Helga Schulz
ist eine Institution und ein
politisches Naturtalent, sie
ist auch eine faire und bere-
chenbare Kollegin. Gemein-
sinn ist für sie die Grundlage
von Politik.

Die Feierstunde wurde ab-
geschlossen durch einen
Chor von Kolleginnen und
Kollegen unter der Leitung
von Gunter Ammann.

Die Liste der prominenten
Teilnehmer zeigt die hohe
Achtung und Wertschät-
zung, die Helga Schulz
überall genieût. Viele Fi-
nanzsenatoren, mit denen
Helga Schulz zusammenge-
arbeitet hatte, waren vertre-
ten:

Wolfgang Curilla
Horst Gobrecht
Elisabeth Kiausch
Hans-Jürgen Krupp
Dr. Wilhelm Nölling

Nicht zuletzt gehörte der
DBB-Bundesvorsitzende Er-
hard Geyer zu den Gratulan-
ten.

Helga Schulz geehrt:
¹60 Jahre und kein biûchen leiseª

Erste Reihe v. l. n. r.: Michael Thelen (stellvertr. DSTG-
Landesvorsitzender Hamburg), Valentin Schiedeck,

Vorsitzender des DBB-Landesbundes Hamburg,
Erhard Geyer, DBB-Bundesvorsitzender, Helene Wildfeuer,

DBB-Bundesfrauenvertreterin und Bezirksvorsitzende
bfg-Nordbayern, Dieter Ondracek, DSTG-Bundes-

vorsitzender, Helga Schulz, Vorsitzende des DSTG-Landes-
verbandes Hamburg und Dr. Edith Niehuis, Parlamen-

tarische Staatssekretärin im Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend.
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D ie DSTG hat sich
auf dem Gewerk-
schaftstag 1999 des

Deutschen Beamtenbundes,
der vom 25. bis 27. Novem-
ber 1999 in Berlin stattfand,
mit ihren Anträgen, die sie
gemeinsam mit dem Bund
der Deutschen Zollbeamten
in der Arbeitsgemeinschaft
Finanzgewerkschaften ge-
stellt hatte, weitgehend
durchgesetzt. Der DBB-Ge-
werkschaftstag 1999 faûte
bedeutsame, teilweise pro-
grammatische Beschlüsse.

Berufsbeamtentum
und Tarifautonomie

¹Als gleichwertige und
gleichgewichtige Säulen
des öffentlichen Dienstesª
sollen das Berufsbeamten-
tum und die Tarifautonomie

unangetastet bleiben. Das
Berufsbeamtentum sei eine
bedeutsame Einrichtung
des Rechtsstaates schlecht-
hin. Allerdings, so der DBB-
Beschluû: das Berufsbeam-
tentum ist keine statische In-
stitution, sondern entwickelt
sich dynamisch fort. Es muû
sich einer Gesellschaft an-
passen, die sich verändert:
insbesondere an die techno-
logische Entwicklung, an
die Regeln des modernen
Verwaltungsmanagements.
Der Beamte ist kein ¹Für-
stendiener mehr, sondern
Partner des Bürgers, in des-
sen Dienst er stehtª.

In gleicher Weise wie das
Berufsbeamtentum habe sich
auch die Tarifautonomie be-
währt. ¹Die Tarifverträge
sind ein deutlicher Aus-
druck der Partnerschaft von
Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern im öffentlichen
Dienst. Der Streik hat sich
auch im öffentlichen Dienst
als wirksames Mittel erwie-
sen, um Arbeitnehmerinter-
essen durchzusetzen. Die
Tarifautonomie hat ihren fe-
sten Platz in einem demo-
kratischen Staatswesenª.

Gleichzeitig warnt der Ge-
werkschaftstag vor den Ge-
fahren und Risiken, denen
das Berufsbeamtentum aus-
gesetzt sind. Insbesondere
dem Berufsbeamtentum dro-
he Gefahr aus Europa, da in
vielen EU-Staaten dieser
Status in seiner verfassungs-
rechtlichen Ausprägung un-
bekannt ist. Die Freizügig-
keit in der EU könne daher
den Vorwand liefern, über
eine ¹Harmonisierungª der
Strukturen der Dienstrechts-
systeme das Berufsbeamten-
tum zur Disposition zu stel-
len oder zu modifizieren.
Überall in Europa seien
Privatisierungstendenzen
deutlich erkennbar.

Auch die Tarifautonomie sei
gefährdet, wenn immer
wieder versucht werde, Ar-
beitsbedingungen durch Ge-

setz, Betriebsvereinbarun-
gen oder Einzelarbeitsver-
träge statt in den hierfür
vorgesehenen Tarifverträgen
zu regeln.

Die starren Laufbahn-
schranken sind eine schwe-
re Belastung für die Institu-
tion des Berufsbeamtentums

und seine Akzeptanz bei
den Beschäftigten. Daher
müssen sie aufgebrochen
werden. Der DBB-Gewerk-
schaftstag 1999 appelliert
daher an die Politik, die
Laufbahnen zu flexibilisie-
ren, indem die Einstiegslauf-
bahn eingeführt wird und
bis dahin die Möglichkeiten
des prüfungsfreien Aufstiegs
erweitert werden. ¹Die funk-
tions- und leistungsgerechte
Bewertung des Personals
(§ 18 des Bundesbesoldungs-
gesetzes) wird durch das

DSTG setzt Anträge auf dem
DBB-Gewerkschaftstag durch

Erhard Geyer
wiedergewählt

Mit überwältigender
Mehrheit (440 von 493
möglichen Stimmen)
wählten die Delegier-
ten des DBB-Gewerk-
schaftstages am 25. No-
vember 1999 Erhard
Geyer erneut zum Bun-
desvorsitzenden. Zu sei-
nen Stellvertretern wur-
den gewählt: Peter En-
ders (325 Stimmen), Pe-
ter Heesen (442), Heinz
Ossenkamp (418) und
Ilse Schedl (400).

Aufgrund ihrer Ver-
dienste und jahrzehn-
telanger erfolgreicher
berufspolitischer Arbeit
für den DBB wählten
die Delegierten die Kol-
legen Otto Regenspur-
ger und Horst Zies zu
Ehrenmitgliedern. Neue
Rechnungsprüferin des
DBB wurde Kollegin
Vera Dietrich vom
DSTG-Bezirksverband
Westfalen-Lippe.

Die Gemeinschaft von Gewerkschaften
und Verbänden des öffentlichen Dienstes (GGVöD) hält
eine Rente mit 60 für nicht finanzierbar. Der GGVöD-
Vorsitzende Horst Zies kritisierte in einem Gespräch mit
der Nachrichtenagentur ADN in Bonn, den Vorschlag
von IG-Metall-Chef Zwickel als ¹unausgegorenª. Die
Rentenversicherungen würden durch einen früheren
Einstieg ins Rentenalter doppelt belastet: zum einen
zahlten die über 60jährigen keine Beiträge mehr, zum
anderen bekämen sie aber bereits eine Rente.

Die Vorstellung des sächsischen Finanz-
ministers Georg Milbradt von ¹Löhnen nach Kassenla-
geª im öffentlichen Dienst ist bei der DBB-Tarifunion auf
scharfe Kritik gestoûen. Milbradt gefährde mit seinen
Vorschlägen die Flächentarifverträge und ihre Friedens-
funktion. Es gebe keinen vernünftigen Grund, den BAT
¹auszuhebelnª, der seit nahezu 40 Jahren die einheitlich
Bezahlung für die Arbeitnehmer bei Bund, Ländern und
Gemeinden garantiert. Der BAT sei im Jahre 1961 bun-
desweit eben aus dem Grund eingeführt worden, die
schon damals durch nichts zu rechtfertigenden Lohndis-
krepanzen zu beseitigen.

Die Sonderregelung SR 2 y, die die Ange-
stellten erfasst, welche aufgrund von befristeten Arbeits-
verträgen im Geltungsbereich des BAT beschäftigt wer-
den, gilt nicht, wenn nur einzelne Vertragsbedingungen
befristet werden. Dies geht aus einer BAG-Entscheidung
vom 15. April 1999 (7 AZR 734/97) hervor.

Kein Ortszuschlag für gleichgeschlechtli-
che Partner: Die Ungleichbehandlung verheirateter An-
gestellter mit in gleichgeschlechtlicher Lebensgemein-
schaft lebenden Angestellten bei der Gewährung eines
erhöhten Ortszuschlages verstöût nicht gegen den allge-
meinen Gleichheitssatz. Sie ist durch hinreichend ge-
wichtige sachliche Gründe gerechtfertigt. Einer Verfas-
sungsbeschwerde, die eine solche Ungleichbehandlung
rügt, kommt daher keine grundsätzliche verfassungs-
rechtliche Bedeutung zu. Mit dieser Begründung hat die
zweite Kammer des Ersten Senats des Bundesverfas-
sungsgerichts die Beschwerde eines homosexuellen An-
gestellten mit Beschluss vom 21. Mai 1999 ± 1 BrB 726/98 ±
nicht zur Entscheidung angenommen.

+++ Tarif-Telegramm +++
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starre Laufbahnsystem be-
hindert. Die Laufbahn-
schranken sind daher zu
überwinden, und zwar
durch das Modell der ¹Ein-
stiegslaufbahnª: Vor- und
Ausbildung führen zur Ein-
stiegsstufe, für das weitere
berufliche Fortkommen ist
die persönliche Leistung
maûgeblich. Die leistungs-
feindlichen Laufbahnschran-
ken werden abgebaut.ª

Als ¹Zwischenlösungª wird
gefordert:

I der prüfungsfreie Auf-
stieg in die nächst höhere
Laufbahn: die nächst hö-
here Laufbahn kann bis
zum Spitzenamt durch-
laufen werden,

I der prüfungsfreie Verwen-
dungsaufstieg, über ihn
wird der Aufstieg in die
nächst höhere Laufbahn
bis zu einer bestimmten
Besoldungsgruppe ermög-
licht,

I der prüfungserleichterte
Aufstieg, der Prüfungser-
leichterung für die Lauf-
bahnprüfung vorsieht.

Favorisiert als ¹Zwischenlö-
sungª wird der prüfungs-
freie Aufstieg ¹als ein be-
sonders konsequentes und
wirksames Instrument zur
weiteren Flexibilisierung der
Laufbahnschranken und eine
spürbare Vorstufe zur ¹Ein-
stiegslaufbahnª.

Angleichung der
Arbeitsbedingungen
in den neuen Bundes-

ländern an das
Westniveau

Mit Nachdruck setzt sich der
DBB auf Antrag der Arbeits-
gemeinschaft Finanzgewerk-
schaften ¹für eine schnellst-
mögliche vollständige An-
passung der Einkommen,
Arbeitszeit und Arbeitsbe-
dingungen in den jungen
Bundesländern an das West-
niveau ein. Hierfür sei ein
konkreter Zeitplan erforder-
lich, dem die Beschäftigten
in den jungen Bundeslän-
dern entnehmen können, in
welchen Etappen und zu
welchem Zeitpunkt die An-
passung vollzogen wird.

¹Die Beschäftigten haben
kein Verständnis mehr da-
für, daû einerseits von ihnen
Loyalität und hohe Motiva-
tion erwartet wird und an-
dererseits die Politik jeg-
lichen Willen fehlen läût, sie
entsprechend zu entlohnen
oder ihnen zumindest einen
konkreten Zeitplan zu be-
nennen, zu dem die volle
Anpassung an das Westni-
veau erreicht sein wirdª.

Jahreseinkommen

Die Sonderzuwendung
(¹Weihnachtsgeldª) und das
Urlaubsgeld geraten immer
stärker unter Druck. In der
Öffentlichkeit wird der fal-
sche Eindruck erweckt, als
handle es sich um eine zu-
sätzliche ¹Wohltatª der Ar-
beitgeber und ein weiteres
Privileg für den öffentlichen
Dienst. Die bereits eingefro-
rene Sonderzuwendung soll
weiter abgebaut oder ganz
beseitigt werden. ¾hnliche
politische Absichten sind für
das Urlaubsgeld erkennbar.

Um die Diskussion zu ver-
sachlichen und in die rich-
tige Richtung zu lenken,
fordert der DBB-Gewerk-
schaftstag 1999 auf An-
trag der Arbeitsgemein-
schaft Finanzgewerkschaf-
ten, daû im öffentlichen
Dienst nur noch Jahresge-
hälter ausgewiesen werden
unter Einbeziehung der
Sonderzuwendung und des
Urlaubsgeldes.

Weihnachtsgeld und Ur-
laubsgeld seien keine vom
Gehalt abgekoppelten Son-
derzuwendungen, sondern
integrale Bestandteile der
Jahresbezahlung. Es sei da-
her nur konsequent, wenn
beide Gehaltsbestandteile
dem Jahresgehalt zuge-
schlagen werden, das dann
in zwölf Monatsraten ausge-
zahlt werde.

Verbesserung des
Angebots von Teilzeit-

arbeitsplätzen

Der DBB-Gewerkschaftstag
1999 appelliert an die
verantwortlichen Politiker,
mehr qualifizierte Teilzeitar-

beitsplätze insbesondere in
Führungspositionen anzu-
bieten. Die Auffassung sei
längst widerlegt, daû die
Wahrnehmung von Füh-
rungspositionen ¹unteilbarª
sei. Bewiesen sei, daû Füh-
rungspositionen in einer
funktionalen Arbeitsteilung
auch durch Teilzeitkräfte
wirkungsvoll wahrgenom-
men werden könnten.

Altersteilzeit auch für
Teilzeitbeschäftigte

Der Gewerkschaftstag setzt
sich dafür ein, dass auch
Teilzeitbeschäftigte die Al-
tersteilzeit in Anspruch neh-
men können. Die Beschrän-
kung auf die Vollzeitbe-
schäftigten verstoûe gegen
die Ziele, die sich die Alters-
teilzeit selbst setzt, nämlich
die Arbeitszeit zu flexibili-
sieren. Die Teilzeitbeschäf-
tigung sei ein besonders
wirksames Mittel, Beruf und
Familie miteinander in Ein-
klang zu bringen. Wer ge-
rade unter diesem Blickwin-
kel die Ausweitung der Teil-
zeitbeschäftigung propagie-
re, müsse sie konsequent
auch als Voraussetzung für
die Altersteilzeit gelten las-
sen und nicht blockieren.

Reorganisation
des DBB

Der DBB-Gewerkschaftstag
1999 hat ein 19-Punkte-Pro-
gramm zur Reorganisation
des DBB beschlossen. Kern-
stück ist die stärkere Einbe-
ziehung des Tarifbereichs in
die Gewerkschaftsarbeit des
öffentlichen Dienstes. Die
berufspolitische Arbeit für
Beamte und Arbeitnehmer
ist eine organische Einheit.

Dies soll sich auch im Na-
men des Deutschen Beam-
tenbundes niederschlagen,
der jetzt heiût:

¹DBB ± Beamtenbund und
Tarifunionª.

Dementsprechend wird auch
der DBB umorganisiert, in-
dem die Doppelgleisigkeit
im Tarifbereich bereinigt
wird. Die GGVöD wird in
DBB-Tarifunion umbenannt.

Die bisherige DBB-Tarif-
union löst sich im gleichen
Zuge auf. Die Mitglieder der
bisherigen Tarifunion treten
der neuen Tarifunion bei.
Mit den nicht dem DBB
angehörigen Mitgliedsge-
werkschaften der GGVöD
wird darüber verhandelt,
dem DBB oder der DBB-
Tarifunion beizutreten.

Dienstleistungszentren

Der DBB verstärkt auch sein
Profil als Dienstleistungsge-
werkschaft des öffentlichen
Dienstes. Fünf Dienstlei-
stungszentren sind einge-
richtet worden, die den Ein-
zelmitgliedern auf Wunsch
der Mitgliedsgewerkschaf-
ten zur Verfügung stehen
und die das Dienstleistungs-
angebot der Mitgliedsge-
werkschaften sinnvoll er-
gänzen.

Hierzu gehören u.a.: Bera-
tung in berufsbedingten An-
gelegenheiten, Rechtsbera-
tung und Rechtsschutz, Ver-
sorgungs- und Sozialbera-
tung, Zusammenwirken mit
kompetenten Kooperations-
partnern bei Anlage- und
Finanzberatung, Immobi-
lienberatung, Verbraucher-
beratung, Club-Marketing,
Freizeitangebote.

Auch die Mitgliedsgewerk-
schaften erfahren Unterstüt-
zung durch die neuen
Dienstleistungszentren, z.B.:
Unterstützung bei Personal-
rats- und Betriebsratsarbeit,
Beratung über die Beschaf-
fung von spezifischer Soft-
ware, Infrastrukturleistun-
gen, Unterstützung bei dem
Aufbau von Mitgliederdaten-
banken.

Internationale Arbeit

Das globalisierte und euro-
päisierte Umfeld verlangt
auch eine Reaktion der
Spitzenorganisation. 80% der
Rechtssetzungsakte werden
von den EU-Organen ge-
setzt.

Die nationale Souveränität
wird immer stärker und
schneller auf die EU-Organe
verlagert. Ein einheitlicher
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Währungsraum erfordert
zumindest ein einheitliches
Gerüst von Rechtsnormen
und ein gemeinsames Ver-
ständnis für eine europäi-
sche Wirtschafts-, Finanz-
und Währungspolitik. Von
dieser rasanten Entwicklung
ist der öffentliche Dienst di-
rekt betroffen.

Werbung für Eintritt
in die CESI

Nach der Grundsatzent-
scheidung des DBB-Ge-
werkschaftstages 1999 soll
daher die internationale
Arbeit des DBB forciert
werden, indem die europäi-
sche Spitzenorganisation des
DBB, die CESI, weiter aus-
gebaut wird. Darüber hin-
aus soll der DBB verstärkt
die Kontakte zu den Ge-
werkschaften West- und
Osteuropas pflegen und auf-
nehmen, soweit sie noch
nicht der CESI beigetreten
sind, und für die CESI dort
werben.

Entwurf der
Bundesregierung:
Regeln für Alters-
teilzeit erweitert

D ie Bundesregierung
hat den Entwurf ei-
nes Gesetzes zur

Fortentwicklung der Alters-
teilzeit vorgelegt. Künftig
sollen auch Teilzeitbeschäf-
tigte in Altersteilzeit wech-
seln können. Weiter ist die
Auflösung der jetzigen strin-
genten Umsetzungskette vor-
gesehen. Die Bundesregie-
rung kommt damit der lang-
jährigen Forderung der DBB-
Tarifunion nach, die Förde-
rungsmöglichkeiten des Al-
tersteilzeitgesetzes, in bezug
auf die als Hemmschuh wir-
kende Umsetzungskette, zu
verbessern.

Tarifunion will
umgehend in Verhand-

lungen eintreten

Bei Verabschiedung des Ge-
setzes in der vorliegenden

Fassung wären die gesetz-
lichen Voraussetzungen für
eine Einbeziehung von Teil-
zeitbeschäftigten in die
Altersteilzeit gegeben. Die
DBB-Tarifunion wird dann
die öffentlichen Arbeitgeber
auffordern, unverzüglich in
Tarifverhandlungen einzu-
treten, um in Umsetzung der
gesetzlichen Möglichkeiten
den Geltungsbereich des Ta-
rifvertrages zur Regelung
der Altersteilzeitarbeit (TV
ATZ) auch auf Teilzeitbe-
schäftigte zu erweitern.

Der Gesetzesentwurf ent-
hält im wesentlichen die fol-
genden Regelungen:

Zugang zur Alters-
teilzeit für Teilzeit-

beschäftigte

Der Wechsel in Altersteilzeit
soll künftig auch Arbeit-
nehmern möglich sein, die
schon bisher teilzeitbeschäf-
tigt sind. Voraussetzung ist,
dass die Arbeitnehmer ihre
bisherige Arbeitszeit halbie-
ren. Nach der Verminde-
rung der Arbeitszeit müssen
sie auch weiterhin versiche-
rungspflichtig in der Ar-
beitslosenversicherung sein,
das heiût entweder für min-
destens 15 Stunden wö-
chentlich beschäftigt sein
oder ein monatliches Ar-
beitsentgelt von mehr als
630 DM erzielen.

Erleichterungen
bei Wiederbesetzung

einführen

Weiterhin sollen Erleichte-
rungen bei der Wiederbeset-
zung von Stellen geregelt
werden. Zukünftig soll es
bei Arbeitgebern mit bis zu
50 (bisher 20) Arbeitneh-
mern ausreichen, wenn aus
Anlaû der Altersteilzeit ei-
nes älteren Mitarbeiters ent-
weder ein arbeitslos gemel-
deter Arbeitnehmer oder ein
Auszubildender nach Ab-
schluû der Ausbildung an
beliebiger Stelle des Unter-
nehmens beschäftigt oder
ein Auszubildender einge-
stellt wird.

Bei den übrigen Arbeitge-
bern soll eine funktions-

bereichsbezogene Betrach-
tungsweise gelten. Der

Umsetzungskette
nicht mehr zwingend

Nachweis einer Umset-
zungskette zwischen ¹Al-

tersteilzeiterª und ¹Wieder-
besetzerª soll danach nicht
mehr zwingend erforderlich
sein.

Darüber hinaus enthält der
Entwurf Verbesserungen
und Vereinfachungen des
Durchführungsverfahrens.

Aufruf zu Rechtsbehelfen
erzeugt Riesenwirbel

I n der Novemberausgabe von ¹Die Steuer-Gewerk-
schaftª (S. 143) hatten wir die Empfehlung des DBB
an die Einzelmitglieder veröffentlicht, gegen die Er-

hebung von Sozialversicherungsbeiträgen für Einmalzah-
lungen (Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld etc.) Rechtsbehelfe
einzulegen, um mögliche Erstattungsansprüche nach ei-
ner neuerlichen Verfassungsentscheidung rückwirkend
und künftig zu sichern.

Die dazu vorbereiteten Musteranträge für die Kranken-
kassen waren zusammen mit umfassenden Informationen
bereits am 25. Oktober 1999 ins DSTG-Internetprogramm
eingestellt worden.

Die ¹Bildzeitungª machte diesen Artikel in den Ausgaben
vom 16. und 18. November 1999 mit den Titel-Schlagzei-
len ¹Weihnachtsgeld ± viel Geld zurück für alle?ª bzw.
¹Liebe Richter, gebt uns unser Geld zurück!ª nach Rück-
sprache mit der DSTG-Bundesleitung zu einem Top-The-
ma und verwies in den Beiträgen auf die Empfehlung der
DSTG.

Dies war der Anstoû für die Redaktionen von Presse, Funk
und Fernsehen in die eigene Berichterstattung zu diesem
Thema einzusteigen mit einem überwältigenden Ausmaû.
RTL, SAT 1, ZDF, PRO 7, MDR, Berliner Rundfunk, dpa,
WDR-Fernsehen, SWR, RPR, Spiegel TV, Antenne Thürin-
gen, BB-Radio, Bayerischer Rundfunk, NDR ¼ usw. benö-
tigten Hintergrundinformationen.

Das Medieninteresse ± und in dessen Folge das Interesse
der Öffentlichkeit ± war so groû, daû tagelang die Telefon-
anschlüsse sowohl der Bundesgeschäftstelle als auch der
Mitgliedsverbände heiû liefen.

In unzähligen Fernseh-, Radio- und Presseinterviews ha-
ben DSTG-Chef Dieter Ondracek, Bundesgeschäftsführer
Rafael Zender, der stellvertretende Bundesvorsitzende
Helmut Overbeck und Tarifreferent Heinz Gewehr sowie
zahlreiche Vorsitzende der Mitgliedsverbände die ver-
fassungsrechtlich bedenkliche Abzugs-Regelung von So-
zialversicherungsbeiträgen auf Einmalzahlungen erläu-
tert. Deutlich wurde darauf hingewiesen, daû rd. 30 Mil-
liarden DM Jahr für Jahr zusätzlich in die Sozialkassen
flieûen, ohne daû die Beitragszahler bei Arbeitslosigkeit
oder Krankheit daraus eine entsprechende Gegenleistung
erhalten.

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts, das erneut über
die bereits im Jahr 1995 für grundgesetzwidrig erklärte
Abzugs-Praxis entscheiden muû, wird im Frühjahr 2000
erwartet.
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D er Landesverband
Bremen der Deut-
schen Steuer-Ge-

werkschaft führte seinen
44. Landes-Steuer-Gewerk-
schaftstag durch. Schwer-
punkt dieses Landes-Steuer-
Gewerkschaftstages war die

Der Schatzmeister
rückte auf

Neuwahl des DSTG-Lan-
desvorsitzenden. Als neuer
Landesvorsitzender wur-
de Steueramtsrat Winfried
Noske, Personalratsvorsitzen-
der im Finanzamt Bremen-Ost,
mit überzeugender Mehrheit
(106 Ja-Stimmen von 108 ab-

gegebenen Stimmen) ge-
wählt. Winfried Noske war
bisher Schatzmeister des Lan-
desverbandes Bremen und
tritt die Nachfolge des am
30. Oktober 1999 plötzlich ver-
storbenen Kollegen Thomas
Stitz an. Nach seiner Wahl
zum Landesvorsitzenden legte
er das Amt des Schatzmeisters
nieder. Als Nachfolger wurde
Helmut Bücher vom Finanz-
amt Bremen-Ost gewählt. On-
dracek gratulierte den neu Ge-
wählten.
Bürgermeister Perschau greift
die Kritik der DSTG Bremen
auf. Er verstehe und akzep-
tiere, dass die DSTG die Per-
sonalsparmaûnahmen kriti-
sieren müsse. Er sicherte zu,

dass er das Gespräch mit der
DSTG weiterführen werde
und verwies darauf, dass er
einen eigenen Staatsrat be-
rufen habe, der für die Ein-
nahmeverwaltung zustän-
dig ist.
Ondracek ging in seiner An-
sprache auf die Rede von-

Ondracek zitiert
Bewertung des

Bundesrechnungshofs

Perschau ein und erläuterte
auch am Beispiel der jüng-
sten Rechnungshofkritik, wo-
hin die Steuerverwaltung
komme, wenn die Personal-
decke zu dünn ist. Die der-

zeit anfallenden Arbeiten
sind mit dem vorhandenen
Personal nur ungenügend
zu bewältigen. Es gäbe nur

Steuervereinfachung
gefordert

zwei Möglichkeiten: entwe-
der die Gesetze radikal zu
vereinfachen, um so mit dem
vorhandenen Personal zu
Recht zu kommen, oder aber
das Personal zu verstärken.
Ansonsten werden sich die
Steuerausfälle weiter sum-
mieren. Das Sprichwort ¹Ge-
legenheit macht Diebeª be-
wahrheitet sich.

An der Veranstaltung nah-
men die stellvertretenden
Bundesvorsitzenden Anne
Schauer und Helmut Over-
beck sowie zahlreiche Mit-
glieder des DSTG-Bundes-
vorstandes teil.

Winfried Noske folgt Thomas Stitz

DSTG in Bremen wählt einen
neuen Landesvorsitzenden
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A m Sonntag, dem 31.
Oktober 1999 er-
reichte uns die trau-

rige Nachricht, daû Thomas
Stitz, der frühere Vorsitzen-
de des DSTG-Landesver-
bandes Bremen und Vorsit-
zender des DBB-Landes-
bundes Bremen, am 30. Ok-
tober 1999 plötzlich und un-
erwartet im Alter von 42
Jahren verstorben ist. Tho-
mas Stitz hinterläût Frau
und zwei Kinder.

Die DSTG verliert in Thomas
Stitz einen Gewerkschaftler,
dem noch eine gute Zukunft
zu gönnen war. Engagiert,
zuverlässig und beharrlich
hat er die gewerkschaftli-
chen Interessen seiner Kol-
leginnen und Kollegen ver-
treten. Er hat sich mit seiner
Aufgabe identifiziert und
war schon als junger
Mensch ± nicht nur in der
DSTG, sondern auch in sei-
ner Heimatgemeinde ± von
Gemeinsinn und Hilfsbereit-
schaft geprägt ± kurz: von
dem, was die Soziologen
¹soziale Kompetenzª nen-
nen.

Vor mehr als zwei Jahren
übernahm Thomas Stitz den
Landesvorsitz der DSTG
Bremen und gehörte ab die-
sem Zeitpunkt dem Bun-
desvorstand der Deutschen
Steuer-Gewerkschaft an. Am

7. September 1999 wurde er
zum DBB-Landesbundsvor-
sitzenden gewählt. Er er-
klärte deshalb am 13. Okto-
ber 1999 seinen Rücktritt
als DSTG-Landesvorsitzen-
der und gab die ¹Stafetteª
an Winfried Noske weiter.

Der DSTG-Bundesvorsit-
zende Dieter Ondracek und
Bundesgeschäftsführer Ra-
fael Zender kondolierten
seiner Frau Brigitte. In
einem Nachruf der DSTG
heiût es u.a.:

¹Thomas Stitz war im
Bundesvorstand ein lieber
Kollege, ein engagierter
Mitstreiter. Er ist voll für
seine Kolleginnen und
Kollegen eingestanden

und hat dabei auch Kon-
flikte nicht gescheut.
Auch wenn er nur kurze
Zeit dem DSTG-Bundes-
vorstand angehörte, so
wissen wir sein Engage-
ment in der Landesleitung
der DSTG Bremen über
die vielen Jahre hinweg
zu schätzen. Wir freuten
uns über seine Wahl zum
DBB-Landesbundsvorsit-
zenden, weil wir wuûten,
dass er seine Kraft, die er
bisher für die DSTG ein-
gesetzt hat, nun auch in
unser allem Sinne im
DBB-Landesbund und da-
mit auch im DBB-Bundes-
vorstand einbringen wird.
Dies war ihm nicht mehr
gegönnt. Die hämischen
Schlagzeilen der letzten
Tage gingen ihm sicher
¹unter die Hautª. Wir ka-
men nicht mehr dazu, ihm
unsere Solidarität zu be-
kunden.

Wir trauern um ihn!

Unsere Anteilnahme gilt
seiner Familie. Wir fühlen
mit seinem Vater Arnold,
der über lange Jahre hin-
weg den DSTG-Landes-
verband führte. Wir fühlen
mit seiner Frau Brigitte
und seinen Kindern Stef-
fen und Thorben. Wir wer-
den ihm ein ehrendes An-
gedenken bewahren.ª

Am 5. November 1999 wur-
de Thomas Stitz in Schwa-
newede bei Bremen zu Gra-
be getragen. Viele Kollegin-
nen und Kollegen aus den
Vorständen von DSTG und
DBB gaben ihm das letzte
Geleit ± betroffen und er-
schüttert von dem Tod eines
jungen Familienvaters und
Gewerkschafters, für den
der Dienst am Nächsten
Orientierungsmaûstab sei-
nes jungen Lebens war.

Trauer in Bremen
Thomas Stitz ist tot

Thomas Stitz

Ortsverband Bergisch Gladbach
zu Gast im DSTG-Haus

E ine Gruppe von 28 Mitgliedern des DSTG-Ortsverban-
des Bergisch Gladbach besuchte die Bundesgeschäfts-
stelle in Bonn. Der DSTG-Bundesvorsitzende Dieter

Ondracek beantwortete in einem dreieinhalbstündigen Ge-
spräch Fragen der Kolleginnen und Kollegen. Die Schwer-
punkte lagen bei Bundes- und Landesthemen, so der geplan-
ten künftigen Unternehmensbesteuerung, den Auswirkun-
gen des 630-DM-Gesetzes, dem Familienlastenausgleich
sowie den Beihilfeänderungen und dem neuen Landesreise-
kostengesetz. Ausführlich erläuterte Ondracek das jährliche
Procedere der Tarifverhandlungen in Stuttgart und berichtete
über die beabsichtigte ¾nderung der Arbeitszeitverordnung,
nämlich die Erweiterung des Arbeitszeitkorridors und die Ein-
führung von Arbeitszeitkonten.

Hinzu kamen eigene Erfahrungen in der Verwaltung und Poli-
tik, über die Dieter Ondracek auf seine ¹bayerische Art und
Weiseª zu berichten wuûte.

Vorlagebeschluû zur Besteuerung
von Beamtenpensionen

Mit einem Vorlagebeschluû des Finanzgerichts Münster an das
Bundesverfassungsgericht (4 K 7821/97 E) vom 18. Oktober
1999 hat die Frage der Verfassungsmäûigkeit der unterschied-
lichen Besteuerung von Beamtenpensionen und Renten wieder
an Aktualität gewonnen. Konkret soll geprüft werden, ob die
unterschiedliche Besteuerung auch im Jahre 1996 noch verfas-
sungsgemäû war.

Bereits im Jahre 1980 hatte das höchste deutsche Gericht den
Gesetzgeber aufgefordert, eine Neuregelung der Besteuerung
der Alterseinkünfte ¹in Angriff zu nehmenª. In den verstriche-
nen 19 Jahren wurden allerdings nur mehrere Gutachten ein-
geholt, aus denen nie Konsequenzen gezogen worden sind.

Es wird damit gerechnet, daû das Bundesverfassungsgericht
innerhalb des nächsten Jahres eine Entscheidung verkündet.
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Altersteilzeit
im Blockmodell

F ür den Zeitraum der
Freistellungsphase bei
Altersteilzeit im Block-

modell ergeben sich eine
Reihe personalvertretungs-
rechtlicher Fragen.

Nach Rechtsauffassung des
DBB entfällt nach sechs Mo-
naten sowohl das aktive wie
auch das passive Wahlrecht
im Freistellungszeitraum.
Nehmen solche Beschäftigte
ein Personalratsmandat wahr,
so erlischt dieses ebenfalls
zu dem selben Zeitpunkt.

Das zuständige Ersatzmit-
glied rückt endgültig nach.
Bereits mit dem Tag des
Wirksamwerdens der Frei-
stellung von den Dienstge-
schäften ist ein Personalrats-
mitglied objektiv an der
Wahrnehmung seiner Perso-
nalratstätigkeit verhindert
und durch das zuständige
Ersatzmitglied zu vertreten.

Demgegenüber führt der
Eintritt in die Freistellungs-
phase des Blockmodells
nicht zum Verlust der Be-
schäftigteneigenschaft. Die
Betroffenen sind daher wei-
terhin zur Teilnahme an Per-
sonalversammlungen be-
rechtigt.

Japanische Delegation
in der Landesgeschäftsstelle Hessen

A m 1. November 1999 empfing der stellvertretende
Vorsitzende der DSTG Hessen, Heinrich Afflerbach
(FA Frankenberg) eine Gruppe japanischer Steuerbe-

rater, Wirtschaftsprüfer und Revisoren in der Frankfurter Ge-
schäftsstelle. Die DSTG Hessen war die erste Station auf einer
Europatour.

Den Wünschen der japanischen Delegation unter Leitung von
Direktor Takashi Amano, Tokio, entsprechend, war das Pro-
gramm zusammengestellt: Die Arbeit der DSTG, das deutsche
Steuersystem, die konsolidierte Buchführung. Entgegen der
angekündigten Aussage, dass Japaner so gut wie keine Fra-
gen stellen, ergab sich bereits nach der ersten halben Stunde
eine rege Diskussion. Viele Fragen konnten aus Zeitgründen
gar nicht beantwortet werden.

Unter vielen Dankesbezeugungen, versehen mit Visitenkar-
ten, natürlich nicht ohne viel fotografiert zu haben, verab-
schiedeten sich unsere japanischen Gäste. Für die gute fach-
liche Information waren seitens der DSTG Hessen verantwort-
lich: Marion Junck (FA FrankfurtIII) und Lilo Kastell-Monecke
(Oberfinandirektion Frankfurt). Für die Vorbereitung und Or-
ganisation zeichnete verantwortlich: Annelie Hauptvogel (FA
Frankfurt III).

Der stellv. Landesvorsitzende der DSTG-Hessen,
Heinrich Afflerbach, überreicht dem Leiter der Delegation,

Takashi Amano, ein Erinnerungsgeschenk.

Die Delegation im Besprechungszimmer.
Von links: Marion Junck, FA Frankfurt III,

Heinrich Afflerbach, stellv. Landesvorsitzender der
DSTG Hessen und die japanischen Teilnehmer.

DSTG-Bundesvorstand tagte in Bad Breisig

Im Mittelpunkt der 97. Sitzung des DSTG-Bundesvorstandes
stand naturgemäû die Organisation der Protestkundgebung
am 19. Oktober 1999 in Berlin.

Weitere Themen waren u.a. die Einkommensrunde 1999, Die
Sparbeschlüsse der Bundesregierung, die amtsangemessene
Alimentation kinderreicher Beamtenfamilien, der Leistungs-
vergleich zwischen Finanzämtern (Bertelsmann-Projekt), das
Projekt ¹FISCUSª und die Personalkostenbudgetierung. Bei
der Steuerpolitik standen u.a. das Steuerbereinigungsgesetz
1999, die Neuregelung des Familienleistungsausgleichs, die
Mehrarbeit aufgrund der Neuregelung der geringfügigen Be-
schäftigungsverhältnisse (¹630-Mark-Jobsª), die Reform der
Unternehmensbesteuerung und der Internet-Commerce auf
der Tagesordnung.

Der langjährige Vorsitzende des Bezirksverbandes Freiburg,
Gerd Huber, wird von dem DSTG-Bundesvorsitzenden

Dieter Ondracek offiziell aus dem Bundesvorstand
verabschiedet. Der Bezirksverband Freiburg hatte sich
mit dem Bezirksverband Karlsruhe zum Bezirksverband

Baden e.V. zusammengeschlossen.
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W ieder einmal hat
der Freie Jour-
nalist Hans Wer-

ner Conen im ZDF zuge-
schlagen: Betriebsprüfer
sind unwirtschaftlich. Dies
ist seine Botschaft, die er
nicht zum ersten Mal wie-
derholt. Er dreht Zahlen und
Fakten, so daû er mit abstru-
sen Rechnungen zu diesem
Ergebnis kommt. Warum
fürchtet der freie Journalist
Conen die Bp? Hat er selbst
möglicherweise etwas zu
besorgen? Für seine Beweis-
führung heuerte er selbster-
nannte Steuerexperten an,
die in ihrem ¹Blättchenª ihre
Vorbehalte gegen Steuer-
fahndung und Betriebs-
prüfung schon mehrfach
zum Ausdruck gebracht ha-
ben.

Die Experten Hans
J. M. Manteuffel und Günter
Weber vom Verlag ¹Markt
internª versuchen, durch
zweifelhafte Berechnungen
die Eingangsfeststellung zu
untermauern. Mit ins Boot
wird eine angeblich frisch
von der Uni Hamburg durch-
geführte Untersuchung ge-
holt. Dabei sind die Fakten
und Zahlen klar und deut-
lich.

Auch wenn die Steuerexper-
ten Manteuffel und Weber
ihren persönlichen ¾rger
mit der Steuerfahndung hat-
ten, können sie nicht Zahlen
und Fakten widerlegen.
Und diese Zahlen und Fak-
ten lauten:

Mehrergebnis 1998: 22218
Mio. DM Mehrsteuern. Die-
ses Mehrergebnis wurde
von 10633 eingesetzten Be-
triebsprüfern erzielt, so daû
das rechnerische Mehrer-
gebnis pro eingesetzten Prü-
fer über 2 Mio. DM liegt.
Und so machen sich die Au-
toren des Frontal-Berichts
selbst lächerlich, wenn Hans
J. M. Manteuffel, Rechtsan-
walt und Steuerexperte, be-
hauptet:

¹Die Betriebsprüfung in
Deutschland bringt kein
sattes Plus, sondern ein
sattes Minus ins Ge-
schäft.ª

Die angestellte Beweisfüh-
rung ist abenteuerlich: von
einer Million, die ein Prüfer
im Jahr brutto einspielt,
müsse man für steuerneutra-
le Gewinnverlagerungen ins
nächste Jahr 500000 DM ab-
ziehen, für Steuern aus der
ganz normalen Veranlagung
250000 DM, für Personal-
und Sachkosten je Prüfer
220000 DM, für anteilige
Kosten des Sachgebietslei-
ters 30000 DM und für die
allgemeinen Verwaltungs-
kosten 25000 DM. Das
macht pro Prüfer und Jahr
erst einmal 25000 DM Ver-
lust. Nahezu alle Annahmen
sind falsch!

Auch die weiter dargestellte
Geschichte über das angeb-
lich beabsichtigte ¹Kaputt-
prüfenª des Günter Weber
Verlags stimmt so sicher
nicht. Es ist jeweils ein
Leichtes, solche Fälle darzu-
stellen, weil die Steuerver-
waltung wegen des Steuer-
geheimnisses die Behaup-
tungen nicht widerlegen
kann.

Im Zusammenhang mit die-
sem gesendeten Bericht for-
dert die DSTG den Gesetz-
geber erneut auf, die Abga-
benordnung entsprechend
zu ändern, so daû die Steuer-
verwaltung bei ungerecht-
fertigten Angriffen und Be-
hauptungen zur Rechtfer-
tigung vom Steuergeheim-
nis automatisch entbunden
ist.

Bereits 1997 hatte der Jour-
nalist Hans Werner Conen
einen ähnlichen Bericht
im ZDF untergebracht ±
und zwar in der Sendung
¹WiSoª. Aufgrund einer da-
mals eingereichten Be-
schwerde beim ZDF nahm
Herr Conen Verbindung mit
dem DSTG-Bundesvorsit-

zenden auf. In einer ein-
einhalb Stunden dauern-
den Fernsehaufnahme be-
antwortete der Bundesvor-
sitzende Fragen und Fakten
und stellte klar, wie erfolg-
reich die Bp arbeitet, daû die
Bp wichtig ist, daû sich die
Bp mehr als rechnet, daû
aber selbst dann, wenn die
Ergebnisrechnungen nicht
so positiv wären, eine Be-
triebsprüfung unerläûlich
sei, weil das Überprüfen von
Angaben ein wesentliches
Element der Steuergerech-
tigkeit ist.

Gesendet wurde von diesem
Gespräch nichts, weil es of-
fenbar nicht in das Konzept
oder in die Vorstellungswelt
des Journalisten paûte.

In unserer demokratischen
Ordnung kann jeder seine
Meinung vertreten, auch
wenn sie noch so merkwür-
dig ist. Die Frage ist aber, ob
eine öffentlich-rechtliche
Fernsehanstalt ein solches
Machwerk ohne Gegenrede
ausstrahlt. Wegen dieses
Vorgangs hat der Bundes-
vorsitzende an die Redakti-
on von ¹Frontalª und an den
Intendanten des ZDF ge-
schrieben. Über die entspre-
chenden Antworten werden
wir an dieser Stelle informie-
ren.

Daû von interessierter Seite
gegen die Betriebsprüfung
Stimmung gemacht wird, ist
nicht neu. So waren entspre-
chende Artikel in der Ver-
gangenheit in den NWB und
im ¹Betriebsberaterª abge-
druckt. Die Zeitschrift NWB
hat damals eine entspre-
chende Stellungnahme der
DStG abgedruckt. Im ¹Be-
triebsberaterª war eine Re-
plik eines Kollegen aus
der Betriebsprüfung abge-
druckt, so daû in diesen
Fachzeitungen Meinung und
Gegenmeinung ein Platz
eingeräumt wurde. Das ZDF
dagegen hat nun zweimal,
in WiSo und Frontal, ent-
sprechende Berichte undif-
ferenziert gesendet. Dies ist
auch Anlaû für die DSTG,
die Länderfinanzminister
aufzufordern, beim ZDF
eine entsprechende Richtig-
stellung zu verlangen.

ZDF-Frontal im Abseits

Falsches über die
Betriebsprüfung

Tauschecke

StOI'in aus NRW (OFD
Münster, FA Siegen) sucht
dringend Tauschpartner/in
aus Hessen (OFD Frankfurt,
FA Gieûen, Marburg oder
Wetzlar).

StI'in z. A. aus NRW (OFD
Köln, FA Gummersbach)
sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus Bayern (OFD
München).

ROI'in aus Sachsen (LfF
Chemnitz) sucht dringend
Tauschpartner/in aus Hes-
sen (OFD Frankfurt, F¾er
Wiesbaden, Darmstadt). auch
aus dem Steuerbereich.

StS'in aus Rheinland-Pfalz
(OFD Koblenz) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Düs-
seldorf (Finanzämter Düs-
seldorf, Mönchengladbach,
Krefeld, Neuss, Viersen).

StOS©in aus Thüringen
(OFD Erfurt) sucht dringend
Tauschpartner/in aus NRW
(OFD Münster, Düsseldorf
oder Köln).

StOS'in aus Berlin (FA
Tempelhof) sucht dringend
Tauschpartner/in aus Hes-
sen (OFD Frankfurt/Main).

StOS©in aus NRW (Finanz-
amt Düsseldorf-Nord) sucht
dringend Tauschpartner/in
aus dem Bereich der OFD
München (Finanzämter Gar-
misch-Partenkirchen und
Umgebung, z. B. Berchtes-
gaden, Oberstdorf).

StAf aus NRW (OFD Düssel-
dorf) sucht Tauschpartner/in
aus den Bereichen der OFD
Berlin und näherer Umge-
bung.

StAf'in (+Z) aus Hessen
(OFD Frankfurt) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
Nordrhein-Westfalen (OFD
Köln).

StS'in aus dem Bereich der
OFD Hannover (Steuerab-
teilung Oldenburg, FA Ro-
tenburg/Wümme) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Kiel
(FA Kiel, Rendsburg, Neu-
münster oder Schleswig).
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